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13. Änderung des Bebauungsplans „Krebsschere“  
in Bad Vilbel, Gemarkung Bad Vilbel  

 
hier: Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB in Verbindung mit § 1 Abs. 8 
BauGB und frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 
 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bad Vilbel hat in ihrer öffentlichen Sitzung am 
19.07.2022 die Aufstellung der 13. Änderung des Bebauungsplans „Krebsschere“ im Vollver-
fahren gemäß § 2 Abs. 1 BauGB in Verbindung mit § 1 Abs. 8 BauGB sowie die Durchführung 
der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sowie der berührten 
Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB beschlossen. 
 
Der räumliche Geltungsbereich der 13. Änderung des Bebauungsplans „Krebsschere“ besitzt 
eine Größe von 147.505 m² (rund 14,8 ha) und umfasst in der Gemarkung Bad Vilbel, Flur 20, 
die Flurstücke 86/6, 86/10, 86/12 tlw., 86/13 tlw., 86/19 tlw., 100/4, 100/5 tlw., 168 tlw., 169 
tlw., 187, 188, 189, 190, 191, 192, 196 und 197. Das Plangebiet liegt am nordwestlichen Rand 
der Kernstadt Bad Vilbels. Im Norden wird es durch die Nordumgehung Bad Vilbel (L3008) 
und im Westen durch die Bundesstraße B 3 sowie geplante Gewerbeflächen der Stadt Bad 
Vilbel begrenzt. Östlich des Plangebietes befinden sich die zum Großteil bereits realisierten 
Wohnbauflächen des Baugebietes „Krebsschere“, im Süden bestehende Gewerbebetriebe, 
Wohngebäude sowie geplante Gewerbeflächen und das Sonstige Sondergebiet „Nahversor-
gung“ des Baugebietes „Krebsschere“ mit einem Lebensmittelvollsortimenter und einem Le-
bensmitteldiscounter. 
 
Von dem bislang überwiegend unbebauten östlichen Teilbereich der Gewerbeflächen des 
Baugebietes „Krebsschere“ soll ein Großteil zeitnah realisiert werden. Innerhalb des Plange-
bietes stellt die 9. Änderung des Bebauungsplans „Krebsschere“ derzeit die planungsrechtli-
che Grundlage dar, die am 26.03.2019 als Satzung beschlossen wurde. Das Bebauungskon-
zept, das der damaligen Bebauungsplanänderung zugrunde lag, lässt sich u.a. aufgrund der 
Folgen der Corona-Pandemie und der damit verbundenen Neuausrichtung moderner Gewer-
begebiete nicht realisieren, weshalb von Seiten der Investoren ein neues Bebauungskonzept 
für das Plangebiet erstellt wurde. Die Umsetzung dieses neuen Bebauungskonzeptes kann 
nur auf der Grundlage eines geänderten Bebauungsplans erfolgen. Die äußere Abgrenzung 
der festgesetzten öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung Parkanlage sowie die 
festgesetzten öffentlichen Straßenverkehrsflächen sollen bestehen bleiben. Wesentliche Än-
derungen werden im Bereich der festgesetzten Gewerbegebiete und Urbanen Gebiete erfor-
derlich. Hierbei ist anzuführen, dass die bauliche Ausnutzung der privaten Bauflächen auf das 
gesamte Plangebiet bezogen nicht erhöht werden soll. Ebenfalls soll der flächenmäßige Anteil 
der festgesetzten Urbanen Gebiete innerhalb des Plangebietes nicht erhöht werden. 
 
Die 13. Änderung des Bebauungsplans „Krebsschere“ verfolgt weiterhin die Zielsetzung des 
Bebauungsplans „Krebsschere“, den Bedarf an Gewerbeflächen im Stadtgebiet Bad Vilbels zu 
decken. Aufgrund des Umfangs der Änderungen erfolgt die Bebauungsplanänderung im Voll-
verfahren. 
 
Da die geplante Bebauung nur einen Teilbereich des Baugebietes „Krebsschere“ betrifft, er-
folgt die Änderung des Bebauungsplans „Krebsschere“ nur in dem entsprechenden Teilbe-
reich. Der Geltungsbereich ist auf dem beigefügten Lageplan dargestellt. 
 



Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit 

Gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wird der Vorentwurf des Bebauungsplans mit Begründung, Umwelt-
bericht, aktuellem Sachstandsbericht zum Artenschutz, Verkehrsuntersuchung, Verkehrstech-
nischer Stellungnahme, Mobilitätskonzept, Schalltechnischer Untersuchung, Grundlagendar-
stellung Stadtklima, Zusatzbewertung Landschaftsbild, Gutachten zur Baugrundbeurteilung 
und Gründungsberatung, zwei orientierenden umwelttechnischen Untersuchungen und Ab-
schlussbericht zur Kampfmittelbergung, sowie der Vorentwurf der zusammen mit ihm in Auf-
stellung befindlichen örtlichen Bauvorschriften in der Zeit  
 

vom 10.07.2023 bis einschließlich 18.08.2023 
 

in Bad Vilbel, Fachdienst Planung und Stadtentwicklung, Am Sonnenplatz 1 (Rathaus), 
2. Stock, Zimmer 217, während der Dienststunden (Montag bis Donnerstag von 7.00 – 15.30 
Uhr, und Freitag von 7.00 bis 12.00 Uhr) zu jedermanns Einsichtnahme öffentlich ausgelegt. 
Über seinen Inhalt kann Auskunft verlangt werden.  
 
Die auszulegenden Unterlagen stehen zusätzlich während des Auslegungszeitraums auch im 
Internet auf der Homepage der Stadt Bad Vilbel www.bad-vilbel.de unter „Bauen“  „Bebau-
ungspläne“  „Öffentliche Auslegung“ (http://www.bad-vilbel.de/de/bauen/bebauungspla-
ene/oeffentliche-auslegung), auf der Website der Planergruppe ROB www.planergruppe-
rob.de unter „Beteiligungsverfahren“ (http://www.planergruppe-rob.de/beteiligungsverfahren/) 
und über das zentrale Internetportal der Bauleitplanung in Hessen https://bauleitplanung.hes-
sen.de/ zum Download bereit. 
 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen beim Magistrat der Stadt Bad Vilbel, 
Fachdienst Planung und Stadtentwicklung, Am Sonnenplatz 1, 61118 Bad Vilbel abgegeben 
werden oder per E-Mail an beteiligungsverfahren@bad-vilbel.de gesendet werden. Zur Erör-
terung des Bebauungsplans steht Herr Reitzmann (06101-602213, johannes.reitzmann@bad-
vilbel.de) zur Verfügung.  
 
Datenschutzhinweise in Bezug auf die Abgabe von Stellungnahmen 
Es wird darauf hingewiesen, dass Personen, welche eine Stellungnahme einreichen, mit der 
Abgabe der Stellungnahme der Verarbeitung aller von ihnen angegebenen personenbezoge-
nen Daten - dazu zählen insbesondere Vor- und Nachname, Anschrift, Telefonnummer, Mo-
bilfunknummer, E-Mail-Adresse - zustimmen. Gemäß Artikel 6 Abs. 1c und 1e der Daten-
schutz-Grundverordnung (DSGVO) werden die Daten im Rahmen des Bauleitplanverfahrens 
von der Stadt und dem von ihr mit der Auswertung der Stellungnahmen beauftragten Büro 
Planergruppe ROB GmbH, Am Kronberger Hang 3, 65824 Schwalbach am Taunus für die 
gesetzlich bestimmten Dokumentationspflichten und für die Informationspflicht gegenüber den 
betroffenen Personen genutzt. Die personenbezogenen Daten werden gelöscht, sobald sie für 
das Verfahren nicht mehr benötigt werden und keine gesetzlichen Aufbewahrungsfristen be-
stehen. Nach Art. 15, 16, 17 und 18 DSGVO stehen der betreffenden Person folgende Rechte 
zu: Auskunftsrecht, Recht auf Berichtigung, Vervollständigung, Löschung, Einschränkung der 
Verarbeitung, datenschutzrechtliche Beschwerde bei der zuständigen Datenschutzaufsichts-
behörde einlegen: Zuständig ist der Hessische Beauftragte für Datenschutz und Informations-
freiheit, Gustav-Stresemann-Ring 1, Postfach 3163, 65021 Wiesbaden, Tel. 0611/1408-0, 
Mail: poststelle@datenschutz.hessen.de. 
 
Bad Vilbel, den 22.06.2023 

mailto:poststelle@datenschutz.hessen.de


 
DER MAGISTRAT DER STADT BAD VILBEL 
Sebastian Wysocki 
Bürgermeister 
 
 

 
Abbildung 1: Lage des räumlichen Geltungsbereichs der 13. Änderung des Bebauungsplans „Krebs-

schere“ (unmaßstäblich) 

 


